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Deutſchland. 

D Berlin, 21. Februar. Der preußiſche General⸗Lleute⸗ 
nant und Milttär-Bevollmächtigte in Karlsruhe, v. Beyer, iſt zum 
badiſchen Kriegsminiſter ernannt worden. — Von ultrafonjer- 
vattver Selte wird nochmals u. A. in der „Weſtpreußtſchen 
Zeitung“ die Anſicht ausgeſprochen, daß dle konſervatlve Partei 
nicht gewußt habe, welche Stellung die Regierung zu dem hanno— 
verſchen Provinzialfonts einnehme und welche Bedeutung fie dem- 
ſelben bellege. Dieſe Erklärung iſt unverſtändlich, denn man kann 
nicht annehmen, daß die konſervatlve Partei die Mittheilungen aus 
offiziöfen Kreiſen überſchen hat, die ſich ſehr beſtimmt über die 
Haltung der K. Regierung zu diefer Frage ausgeſprochen haben. 
Namentlich Hat dies auch die „Prov.-Corr.“, deren Nachrichten ja 
ſonſt nicht überſehen zu werden pflegen, gethan und wiederholt 
darauf hingewleſen, daß die Angelegenheit des han novtiſchen Pro- 
vinzialfonds von der Reglerung als eine polttiſche Frage, als ein 
Beſtandthetl ihrer Geſammtpolitik angeſeben werde. Uebrigens er— 
klärt die „Weſtpreußiſche Ztg.“ (zu der Hr. v. Brauchitſch in naher 
Beziehung ſteht) zuletzt aus rücklich, daß die konſervative Partei 
anch künftigbin in altgewohnter Weiſe zur Regierung ſtehen werde. 
— Auch in dem mit Norwegen abgeſchloſſenen Poftver- 
trage iſt die Einnahme aus dem Brief- und ſonſtigen Poft-Ber- 
kehr jo feſtgeſetzt, daß dem norddeulſchen Bunde das geſammte 
Interne Porto verbleibt. Unfrankltte Briefe haben höheres Porto 
als frankirte zu entrichten, ſtatt 3 ½ Sgr. nämlich 5 Sgr. Durch 
den Vertrag tritt eine ſtarke Portoermäßigung ein, indem nach dem 
alten Tarif der einfache Brief 6 Sgr. koſtete. Das Marimalge- 
wicht eines Briefes beträgt 15 Loth. Es wird auch die Etnrich⸗ 
tung der Poſtanweiſungen empfohlen. Waarenproben und Druck- 
proben und Druckſachen zahlen bis zu einem Gewicht von 27 
Loth 1 Sgr. Der Vertrag tritt in Geltung, ſobald das Eis kein 
Hinderuiß mehr zur Herſtellung der Dampfſchlfffahrtsverbindung 
zwiſchen Kiel und Chriſttanta bildet. Die geſammten Koſten für 
die Beförderung der Poſtſendungen, jet es über Kiel oder Kopen— 
bagen, übernimmt dle norwegiſche Regierung. — Beil den bier 

bepflogenen Verhandlungen wegen Revifion des Poſtvertrages mit 
Belgien iſt in Bezug auf tie Beförderung von Expreßbriefen 
dine weſentliche Verbeſſerung verabredet worden. Bis jetzt beſteht 
für dieſe Briefe noch der Rekommandationszwang, wodurch den 
Abſendern die Gelegenheit genommen iſt, die Briefe auch noch in 
m letzten Augenblicke mit dem Eiſenbahnzuge abgehen zu laſſen, 
was gerade für dieſe eiligen Briefe von Bedeutung iſt. Der 
lekommandations zwang und die Nothwendigkeit der Franktrung 
nunmehr in Wegfall kommen. — In der v. Deckerſchen Ober⸗ 
Hoſbuchdruckeret iſt eine „Chronik des norddeutſchen Bun- 
dee und des preußiſchen Staates für das Jahr 1867" 
etiſchlenen, in welcher, wie auch ſchon aus dem Titel hervorgeht, 
alle wichtigen Exelgniſſe chronologiſch und überſichtlich nach Tag 
und Monat aufgeführt worden find, Die Chronik iſt für das 
Jahr 1867 ein ſebr praktiſches Nachſchlagebuch. 

Berlin, 21. Februar. Se. Maj. ter König begaben Aller- 
boͤchſtſich heute Vormittag 10 Uhr mit den Königlichen Prinzen 
(dem Kronprinzen, Prinzen Karl, Prinzen Albrecht und Sohn, 
Prinzen Frledrich Karl) und dem Prinzen Auguſt von Würtemberg 
nebſt Allerhöchſtem Gefolge nach Potsdam und beſichtigten daſelbſt 
im Luſtgarten die Rekruten der Lelb⸗-Kompagnie, der 8. und 12. 
Kompagnie des 1. Garde-Negiments und kehrten Nachmittags ge- 
gen 3 Uhr Hierher zurück. Im Allerhöchſten Gefolge befanden ſich 
auch der Katjerlich ruſſiſche Militär Bevollmächtigte General von 
Kutuſoff und die zur Zeit hier anweſen e Deputatlon des Kaiſer⸗ 
85 ruſſiſchen Regiments Kaluga, deſſen Chef Se. Majeſtät der 

Öntg iſt. f 

— Die Welfen - Demonftrationen werden jetzt auch von den 
Wiener Blättern, welche ſich anfänglich dem König Georg freund- 
lich zeigten, in ihrem wahren Werthe gewürdigt. So ſagt die „N. 
Ir. Pr.“: „Hat es nicht einen Anſtrich von Lächerlichkeit, wenn 
Georg Rex in feinem Toaſte ſich als legitimer Herrſcher, als eine 
Art kriegführende Macht gebehrdet, während ts doch notoriſch iſt, daß 
er mit der preußlſchen Regierung einen Eatſchädigungsvertrag ab— 
ſchlleßen mußte, der ihn finanziell vollſtändig abhängig macht von 
Preußen! Wer ſich von der Vorſehung zur Herrſchaft als freier 
und unabhängiger Könt ı berufen glaubt, darf ſolche Verträge nicht 
abſchließen. Als Gaſt Oeſterreichs hätte König Georg gut gethan, 
dleſen Toafl ungeſprochen zu laſſen; dem Kanzler des norddeutſchen 
Bundes aber, welcher Sinn für Humor haben ſoll, möchten wir 
empfehlen, die Sache von der komiſchen Seite zu nehmen. Oder 
ſoll die Welt wirklich glauben, daß der no ddeutſche Bund mit 
Free Million Bajonnette zittert vor den 550 Penfionairen des 
1175 At in Frankreich und vor den barmloſen Illuſſonen 
ir ph an Denfionair Preußens degrabirten Fürſten?“ 
„Man verſichert, daß en Korreſpondenz der „Liberté“ heißt ee: 


veichljpe Regierung na aus Aerger darüber, daß die öfter- 


ſondern auch die Werbungen 10 die Reviſlon des Konkocdats will, 


ur 

eine Eneyklica des erſten Grade, vo be 5 

Oeſterrelch eing. führten Zreibeiten anatbematiſirt werden ſollen.“ 
— Die „N. A. 3.“ fährt in ſhrer agrefjl ; 

: ö 8 ſiven Weiſe gegen 
die öſterreichiſche Regierung fort. Sie beicht die Gelegenbeit vom 
Zaune, die „Offenheit“ des Fraiberrn v. Beuſt in lroniſcher Wetſe 
uu Tobpreifen und erinnert an jene, unſern Leſern bereits bekannte 
Stelle des Rothbuchs, in der die Unterredung des Freiherrn mit 
dem Grafen Tauffkirchen über ein eventuelles Zuſammengehen De- 

reichs mit Preußen in der Luxemburger Affaire mitgetheilt wird. 

le befaunt, erwiderte Herr v. Beuſt dem Grafen Folgendes; „Es 
I nacht einmal bewteſen, daß das brantragte Bündulh wirflig 
le Erhaltung des Friedens zu bedeuten habe. Man tft bei uns 
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Abendblatt. 


kelchiſche) Macht und die 
Die „N. A. Z.“ macht 
wird wenig Perſonen in 
ſich nicht durch dieſe Arufe- 
zaſcht fühlen müſſen. Wir 
unterziehen, denn der Herr 
kennen; aber jedenfalls iſt die 
hremierminiſter des Kaiſerſtaats 
Macht und der Einfluß des 


En Oeſterreich) belehrt, u ſere 
Furcht vor ihr nicht zu hoch g * 
nun hierzu folgende Bemerku 
und außerhalb Defterreihs 9 
rung des Herrn Reichs miniſt 
wollen dieſelbe natürlich keiner Krit 
Miniſter ſollte die Sache am beſt 
Offenheit, mit welcher der Herr 
erklärt und es drucken läßt, daß R 
Kaiſerſtaates im Auslande nicht zu boch angeſchlagen werde, eln 
durchaus ſeltener Zug eines 5 und ſehr biederen Cha- 
rakters. Vielleicht zwar nicht der eines geſchickten Staatsmannes, 
da ein derartiges Selbſtbekenntalß von ſolcher Stelle das Geltft- 
gefühl des öſterreichiſchen Volkes tief demütbigen und im Auslande 
alle etwaigen Illuſionen über die Macht des Kaiſerſtaats vollends 
vernichten muß; — aber um fo mebr muß ſich die Achtuig vor 
der Perſon des Freiherrn v. Beuſt ſteigern, weil er trotz ſeiner 
Stellung ein ſolches Wort ausſprechen konnte.“ 

— Der vor einigen Wochen erkrankte General-Direktor der 
Königl. Muſeen, Wirkl. Geh. Rath v. Olfers, ſchreitet, wenn auch 
langſam, in der Genrfung fort. Seit feiner Erkrankeng iſt vom 
Kultusminiſter eine Kommiſſton, beſtebend aus den Herten Dielitz 
(General-Sekretär), den Profeſſoren Waagen, Lepſtus und Hotho, 
jo wie Herrn v. Ledebur (Direktor der Kgl. Kunftfammer) ernannt, 
die Herrn v. Olfers vertritt. 

— Die Anweſenbeit des Ober-Präſidenten von Hannover, 
Grafen zu Stolberg-Wernigerode, in deſſen Begleitung auch der 
Präſidialrath Regierungs-Aſſeſſor Starke blerber gekommen war, iſt, 
wie wir bören, zu weiteren Berathungen über Organtjationsfragen 
in Hannover benutzt worden. (N. Pr. 3.) 

— Der Ausſchuß der Bremiſch-Verdenſchen Ritterſchaft hat 
dem Vernehmen nach hier eln Geſuch um Belaſſung der Landdroſtet 
in Stade eingereicht. ö 

— Dem Vernehmen nach lſt hier eine Deputatlon der Men- 


non ten aus dem Danziger Werder eingetroffen, um für die Auf-- 


rechthaltung ihrer Privilegien (Befreiung vom Militärdlenſt gegen 
Steuer) gegenüber den Beſchlüſſen des norddeutſchen Reichstages 
zu petitioniren. 

— Alle Sraftionen des Abgeordnetenhauſes haben dieſer Tage 
gemeinſchaftliche Abſchtedsmahle veranſtaltet; auch die konſervative 
Fraktion war am 19. d. M. zu dieſem Zweck im Hotel de Ruſſie 
verſammelt. Dem vom Abg. Brauchliſch ausgebrachten Toaſt auf 
den Grafen Bismarck ward, wie Ae „Kieuzzettung“ berichtet, be⸗ 
geiſterte Zuſtimmung. 2 

— Lord Loftus wird ſeine ergänzenden Beglaubigungsſchreiben 
für den Bund in nächſter Woche übergeben. 

— Auf dem Streſow bel Spandau ſollen mit Beginn des 
Früjahres umfangreiche Befeſtlgungsarbeiten in Angriff genommen 
werden, zu welchem Zwecke Seitens der Militär-Verwaltung vor- 
läufig die Summe von 30,000 Thalern angewteſen iſt. Ebenſo 
ſtehen daſelbſt noch anderweite militärtſche Bauten bevor. g 

— Wie die „Zeidl. Corr.“ erfährt, ſind zu Bevollmächtigten 
zum Bundesrathe des Zollvereind außer den bisherigen Mitgliedern 
dis gewöhnlichen Bundesrathes Seitens der ſüddeutſchen Staaten 
ernannt worden: für Baiern: der Staatsminiſter des Handels und 
der öffentlichen Arbeiten v. Schlör, der Staatsrat, v. Weber und 
der Oberzollrath Gerbich; für Würtemberg: der hieſige Geſandte 
v. Spitzenberg, der Ober-Regierungerath v. Bitzer und der Ober— 
Iinanzrath Rleckt; für Baden: der hieſige Geſandte Freiherr von 
Türkheim und der Mintſterlalrath Killan; für Heſſen: neben dem 
Geheimen Legattonsrath Hoffmann noch der Geh. Oberſteuerrath 
Ewald. 

— Der Ausoſchuß des deutſchen Handelstages hat am Mitt- 
woch etwa die erſten 24 Poſttionen des Zoltarifs durchberathen 
und im Weſentlichen den bekannten Vorſchlägen der Subkommiſſion 
zugeſtimmt. Ueber die Zucker⸗Zölle wird der Ausſchuß ein Referat 
des Hamburgiſchen Vertreters Dr. Sortörer entgegennehmen. 

Berlin, 21. Februar. 14. Sitzung. Das Herrenhaus berieth 
heute zunächſt über das Budget für 1868. Der Antrag der Budget⸗Kom⸗ 
miſſion (Referent v. Rabe) geht dahin, daſſelbe jo anzunehmen, wie es aus 
den Berathungen des Abgeordnetenhauſes hervorgegangen iſt — Bon Hru. 
v. Tettau it beantragt worden, folgende Nefolution zuzuſetzen: „Die 
Staatsregierung aufzufordern, die im Jahre 1868 neu auszugebenden 
Schatzanweiſungen, wenn ſie nicht bei ihrer Fälligkeit durch disponible 
Mittel der Generalſtaatskaſſe eingelöft werden können, durch eine verzins⸗ 
liche Staatsanleihe zu erſetzen.“ — Referent v. Rabe giebt eine allgemeine 
Ueberſicht über die Etatsverhältniſſe, die durch den Zutritt der neuen Lan⸗ 
destheile und die Gründung des norddeutſchen Bundes gegen das Vorjahr 
viele Veränderungen erlitten haben. — Herr v. Seufft behauptet, daß 
die diesjährige Etatsberathung bewieſen habe, daß es unmoglich ſei, den 
Art. 101 der Verfaſſung vollſtändig inne zu halten. Es ſei überhaupt 
nicht opportun, auf den Buchſtaben und den Sinn jeder Verfaſſungsbeſtim⸗ 
mung zu pochen. Der §. 4 des Etatsgeſetzes, wodurch für die Ausgaben 
bis zum Zustandekommen des Geſetzes von der Regierung die nachträgliche 
euch gung eingeholt wird, ſei vollſtändig überflüſſig, da die Regierung 
ihrerſeits Alles gethan habe, was möglich geweſen, um das Geſetz zu 
Stande zu bringen. Er wolle zwar leinen Antrag ſtellen, meine aber, 
daß die Courtoiſie und die Artigkeit der Regierung in dieſem Punkte zu 
weit gegangen ſei. Unter den Einnahmen vermißt er eine Steuer auf die 
Börſengeſchäſte. Hierdurch würde die Ausfuhr von Geld nach dem Aus⸗ 
laude und dadurch die Kapitalnoth für den Grundbeſig herbeigeführt. Es 


ſei ferner zu beklagen, daß man in der jetzigen Zeit, wo — leider, Gott 
ſei's geklagt — die Verbrechen ſo ungeheuer zunehmen, von den Koſten 


zur Unterhaltung der Polizei etwas abgeſetzt ſei. Er beklagt ferner die Ab⸗ 
ſetzung der Mennonitenſteuer, was vielen treuen Unterthanen viele Thrä⸗ 
nen koſte und fie bewege, die Freiheit in Rußland zu finden, die ihnen in 
Preußen nicht gewährt werde; allerdings ſei hieran der Reichstag zu⸗ 
nächſt Schuld, er hofft, daß der Rei stag ſeinen Fehler wieder gut 
machen wird. a 

Hr. v. Tettau motivirt ſein (oben mitgetheiltes) Amendement, das 
ſich auf die Schatzſcheine bezieht. Er wiederholt dabei die Gründe, die 
Abg. v. Dechend im Abgeordnetenhauſe für ſein bekanntes Amendement 
vorgebracht. — Hr. Camphauſen (Berlin) erllärt ſich gegen das Amende? 


deitung. 


den 22. Februar 


reis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botentohn viertel 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12 ½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1868. 


\ ö U — Hr. Mewiſſen 
gleichfalls, indem er ſich den Ausführungen des Herrn Camphauſen an⸗ 


Bedenken aufrecht. 
gierung wohl gehabt, um die Beſtimmung betreffend die Schatzſcheine in 
das Geſetz aufzunehmen. — Finanzminiſter v. d. Heydt entgegnet auf eine 


eine thatſächliche Bemerkung gegen die Ausführungen des Herrn Finanz⸗ 
Dieſer erwidert. — Der Staatshaushalts - Etat wird hierauf 
vom Hauſe angenommen. — Die Reſolution des Herrn v. Tettau wird 
mit großer Majorität abgelehut. — Nach dem zweiten Bericht der Finanz⸗ 
Kommiſſion (Berichterſtatter Herr v. Lecog) wird der Geſetzentwurf wegen 
Uebernahme und Verwaltung der nach den Artikeln VIII. und IX. des 
Wiener Friedens⸗Vertrages vom 30. Oktober 1866 von den Elbherzog⸗ 
thümern an das Königreich Dänemark zu entrichtenden Schuld angenom⸗ 
men. — Herr v. Bernutzh erſtattet den Bericht der Petitions⸗Kommiſſion 
über Petitionen aus der Gemeinde Vertretung zu Kronburg und der Herrn 
L. Ehrenbaum zu Dornholzhauſen bei Homburg v. d. H. über die Errich⸗ 
tung eines pomologiſchen Inſtituts im Regierungsbezirk Wiesbaden. Die 
Petition wird der Staatsregierung überwieſen. — Ein Bericht der Peti⸗ 
tions⸗Kommiſſion wird nach den Kommiſſions⸗ Anträgen erledigt. Zwei 
Petitionen auf Befürwortung der Anwendung der kraͤftigſten Mittel zum 
Schutz des Darß (Inſel Zingft) werden der Staatsregierung zur Berück⸗ 
ſichtigung überwieſen. 

Schluß der Sitzung 2¼ Uhr. — 31 
ſident die Mittheilung, daß bei der Sachlage noch nicht beſtimmt werden 
könne, wann das Schuldotationsgeſetz zur Debatte kommen könne. Herr 


* 


ur Tagesordnung macht der Prä- 


v. Meding iſt der Anſicht, daſſelbe ganz von der diesmaligen Seffton ' 


auszuſchließen, wünſcht aber die Ueberweiſung der eingegangenen Petitionen 
an die Staatsregierung; der Bericht über die Petitionen ſoll auf die nächſte 
Tagesordnung kommen; dgl. Schlußberathungen über die Geſetzentwürfe, 
betreffend die Beſchränkung gewiſſer Gebühren in den neuen Landestheilen, 
betreffend den Eintritt der Beamten der neuen Landestheile in die allge⸗ 
meine Wittwenkaſſe und Petitionen. 


— Gaus der Abgeordneten.) 53. Sitzung. Der Präſident 
eröffnet die Sitzung um 10%, Uhr. Am Miniſtertiſche: die Miniſter von 
Selchow, Graf Itzenplitz und mehrere Regierungs⸗Kommiſſare. — Der 
erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Geſetz⸗Entwurf, betreffend die 
Aufhebung und Ablöſung gewerblicher Berechtigungen u. ſ. w. in den 
neuen Landestheilen. Die vereinigten Kommiſſiouen für Handel und für 
Finanzen beantragen die Annahme des Geſetzentwurfes mit einigen von 
ihnen beſchloſſenen Aenderungen. — Die Abgeordneten Herrlein und Ge⸗ 
noffen beantragen die Ausſetzung der Beſchlußfaſſung bis zur nächſten 
Seſſion, da die Sache noch nicht ſpruchreif ſei. Dieſer Antrag iſt jedoch, 
wie der Präſident erklärt, geſchäftsordnungsmäßi unzuläffte, da über jede 
Regieruugs⸗Vorlage Beſchluß gefaßt werden müſſe. — Nach längerer Dis⸗ 
kuſſton werden die zu dem Geſetz⸗Entwurfe geſtellten Amendements abge⸗ 
lehnt und der Geſetz⸗Entwurf in der von den Kommiſſtonen vorgeſchlage⸗ 
nen Faſſung angenommen. — Eine von den Abgeordneten Dr. Bähr, 
Oettker und Grumbrecht zu $. 11 beantragte Reſolution: „die Staats⸗Re⸗ 
gierung aufzufordern, wegen Aufhebung, bez. anderweiter Regulirung des 
Abdeckereiweſens in den neuen Landestheilen dem nächſten Landtage eine 
Vorlage zu machen“, wird, nachdem der Hande sminiſter ſich damit einver⸗ 
ſtanden erklärt, vom Hauſe angenommen. s 

Eine längere Diskujfion erhebt ſich über ein vom Abg. Bähr ge- 
ſtelltes Amendement, welches folgenden neuen Paragraphen in das Geſetz 
einſchieben will: „Elu Jeder, welcher eine aufgehobene Berechtigung nach⸗ 
weislich auf läftigem Titel vom Fiskus erworben hat, kann von dieſem 
Rückerſtattung des dafür gezahlten, und zwar, wenn die Berechtigung auf 
immer verliehen war, im ganzen Betrage, wenn ſie auf unbeſtimmte Zeit 
verliehen war, nach Verhältniß der noch rückſtändigen Dauer der Berechti⸗ 
gung beauſpruchen.“ — Der Handelsminiſter und der Regierungskommiſſar 
erklaren ſich euiſchieden gegen dieſes Amendement, weil es das rinzip des 
ganzen Geſetzes alterire, und durch feine Annahme das Geſetz zu Falle 
bringen würde. — Abg. v. Vincke (Minden) weiſt darauf hin, daß das 
Nichtzuſtandekommen dieſes Geſetzes den Erlaß einer neuen Gewerbe-Ord⸗ 
nung für den norddeutſchen Bund verhindern würde. — Die Abgeordneten 
Bähr, Herrlein und Braun heben die Mißſtände hervor, welche die An⸗ 
nahme des Geſetzes ohne dieſes Amendement für die Provinz Heſſen her⸗ 
beiführen würde, und der Letztere beantragt die Zurückverweiſung des Amen⸗ 
dements an die Kommiſſion zur nochmaligen Prüfung — Nachdem auch 
die Abgeordneten Waldeck und Lasker ſich gegen dieſe Anträge erklärt, wer⸗ 
den dieſelben mit großer Majorität abgelehnt. 

Ein Antrag Grumbrecht macht einen exceptionellen Anſpruch auf 
Entſchädigung für Berechtigungen geltend, welche für den Betrieb eines 
Gewerbes an Korporationen ertheilt ſind. Der Antragſteller 155 bei 
dieſer Gelegenheit die Erklarung der Staatsregierung, daß der Kloſterfonds 
in Hannover, wie der Finanzminiſter den Vertrauensmännern bereits erklärt 
habe, als pia causa, nicht als juriſtiſche Peſon betrachtet werde, daß mit⸗ 
hin die für fiskaliſches Eigenthum geltenden Beſtimmungen dieſes Geſetz⸗ 
entwurfs auf jenen Fonds nicht zuträfen. Zwei Vertreter aus den nenen 
Provinzen, Braun (Hersfeld) und Häuel, unterſtützen den Antrag Grum⸗ 
brecht, der jedoch wie ein Antrag Klein s: den Gemeinden, Kämmereien 
u. |. w. wenigſtens ihre Auslagen für Erwerbung der Berechtigungen zu 
erſtatten, abgelehnt wird. — Die Vorlage, wie fie von den Kommiſſionen 
empfohlen ift, wird in allen ihren Theilen mit einer vom Handelsminiſter 
gebilligten Reſolution zu 8 11 angenommen, die Regierung aufzufordern, 
wegen Aufhebung reſp. anderweiter Regulirung des Abdeckereiweſens in den 
neu erworbenen Landestheilen dem nächſten Landtage eine Verlage zu 
machen. — Abg. Braun (Hersfeld) beantragt ſchließlich das Geſetz erſt 


mit dem 1. Januar 1869 in Kraft treten zu laſſen, auch dieſer Antrag 
wird abgelehnt, da der Regierungs⸗Kommiſſar jede Kollifion mit der Ge⸗ 
werbeordnung des Bundes vermieden zu ſehen wünſcht. — Es folgt der 
Bericht der 5 über den Geſetzentwurf, betreffend die Er⸗ 
gänzung der 88 bis 47 und $ 59 Tit. 1 der Depoſitalordnung vom 
15. September 1783. Referent Lampugnani empfiehlt feine Annahme 
in der vom Herrenhauſe beſchloſſenen Faſſung, und das Haus tritt ihm 
ohne Diskuſſion bei. — Das Haus tritt hierauf in die Schlußberathung 
über den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Verwendung der Jagdſchein⸗ 
ebühren in den neu erworbenen Landestheilen und die Gültigkeit der Jagd⸗ 
ſcheine im ganzen preußiſchen Staatsgebiet. Die Abgaben für die Ausſtel⸗ 
lung von Jagdſcheinen in den neuen Provinzen ſollen vom 1. April d. J. 
ab den zu bildenden Kreiskommunalfonds überwieſen und nach den Be⸗ 
ſchlüſſen der Kreisvertretung verwendet werden. Ferner ſollen die in den 
altländiſchen wie in den neu erworbenen Provinzen ausgeſtellten Jagdſcheine 
u. ſ. w. für den Umfang des ganzen Staatsgebiets gültig ſein. 
Die Kommiſſion beantragt die Annahme des Entwurſs. (Ref. Abg. 
Dr. Francke.) Ein Vertreter der Regierung bemerkt gegen Braun (Hers⸗ 
feld), daß da, wo zur Zeit keine Abgabe für Jagdſcheine beſteht, wie in 
Heſſen und Schleswig, es bei dieſem Zuſtande vorläufig, bis zum Erlaß 
eines allgemeinen Jagdpolizeigeſetzes, ſein Bewenden haben muß. Die 
Vorlage wird ohne Diskuſſion genehmigt. — Es folgt die Schlußberathung 
über den Antrag des Abg. Francke: die Staatsregierung aufzufordern: 
die in den alten Landestheilen geltenden Geſetze vom 31. Oktober 1848, 
betreffend die Aufhebung des Jagdrechts auf fremden Grund und Boden 
und vom 7. März 1850, betreffend die Jagdpolizei, auf die Provinz Schles⸗ 
wig⸗Holſtein im verfaſſungsmäßigen Wege auszudehnen. — Referent Abg. 
Dr. Braun (Wiesbaden) beantragt, die Regierung aufzufordern, auf ver⸗ 
faſſungsmäßigem Wege auch für die Provinz Schleswig⸗Holſtein das Jagd⸗ 
recht auf fremden Grund und Boden, in Uebereinſtimmung mit dem Ge⸗ 
ſetze vom 31. Oktober 1848, aufzuheben und die erforderlichen jagdpolizei⸗ 
lichen Anordnungen zu treffen. — Miniſter v. Selchow iſt im Prinzipe 
mit dem Autrage des Referenten einverftanden, bittet aber die Worte, „in 
Uebereinſtimmung mit dem Geſetze vom 31. Oktober 1848“ zu beſeitigen, 
da die Regierung mit der Geſetzgebung jenes Jahres nicht übereinſtimmen, 
nicht an ſie gebunden fein, ſondern bei der Vorlage des bezüglichen Ge⸗ 
ſetzes freie Hand haben will. — Bei der Abſtimmung wird die Frage, ob 
die Worte: „in Uebereinſtimmung mit dem Geſetze vom 31. Oktober 1848“ 
in den Beſchluß des Hauſes aufgenommen werden ſollen, in namentlicher 
Abſtimmung mit 139 gegen 132 Stimmen verneint: Die Worte ſind 
alſo geſtrichen und der Antrag des Referenten wird ohne dieſe Worte 
genehmigt. (Dafür ſtimmen u. A. der Referent, Francke, Tweſten.) 
Nächſte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. (Nothſtands⸗Vorlage und An⸗ 
träge SR und v. Hennig, außerdem zahlreiche Vorlagen und Berichte.) 
iesbaden, 21. Februar. Nach dem „Rh. Kur.“ ift die 
Nachricht eingetroffen, daß der mit der hieſigen Spielbanf-Aftien- 
Geſellſchaft abgeſchloſſene Vertrag die Königliche Genehmigung er- 
halten habe. 
Darmſtadt, 21. Februar. Die Wahlen für das Zoll⸗ 
parlament find Seitens der großherzoglichen Regierung für den 19. 


März angeordnet. 


Ausland. 

Wien, 21. Februar. Geſtern Abends ſechs Uhr fand die 
Trauung Ihrer K. Hoheit der Frau Erzherzogin Maria Thereſta 
von Oeſterreich⸗Eſte mit Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen Ludwig 
von Baiern in der Hofburgpfarrkirche ſtatt. 

— Der König von Hannover hat die ſämmtlichen, aus An- 
laß des Feſtes der ſilbernen Hochzeit im Kurſalon auf ſeine Koſten 
hergeſtellten Adaptirungen und Dekorationen mit Inbegriff der 
Stoffe, welche zuſammen einen Werth von angeblich 5000 fl. re- 
präſentiren, der Kommune Wien als Eigenthum überlaſſen. 

— Die Wahl des an Stelle des nunmehrigen Miniſters 
Hasner zu tretenden neuen Rektors der Wiener Univerſität wird 
derart verzögert, daß biefelbe erſt nach Berndigung des erſten Se⸗ 
meſters ſtattfinden, und bis dorthin der Prorektor die Geſchäfte des 
Rektors führen wird. 
Anmſterdam, 21. Februar. Bel der Nachwahl in Grö- 
ningen haben die Liberalen einen Sieg davon getragen, indem der 
von denſelben aufgeſtellte Kandidat Geertſema von 1024 abgege 
benen Stimmen 740 erhielt, während auf den konſervativen Kan⸗ 
didaten, Feith, nur 235 Stimmen fielen. — Dem Vernehmen nach 
wird das Minifterium, obwohl es nicht mit Sicherheit auf eine 
Majorität in der neugewählten Kammer rechnen kann, dennoch im 
Amt verbleiben und zunächſt abwarten, welche Haltung die General- 
ſtaaten der Reglerung gegenüber rückſichtlich der jüngſten Auflöſungs⸗ 
maßregel annehmen. Man glaubt, daß bei einem oppoſitionellen 
Auftreten der Kammer eine wiederholte Auflöſung erfolgen wird. 

Paris, 20. Februar. In unſeren Regierungskreiſen wird 
die Rede des Exkönigs von Hannover bel feiner ſilbernen Hochzeit 
viel beſprochen. Wenn Graf Bismarck etwa die Ausweiſung des- 
ſelben aus Oeſterreich verlangen ſollte, jo iſt man hier in Bezug 
auf den Entſchluß des Wiener Kabinets in ſeinen Muthmaßungen 
nicht einig. Nur ſo viel ſteht feſt: dieſer ganze hannoverſche 
Zwiſchenfall und die aus demſelben entſtehende Spannung zwiſchen 
Wien und Berlin berührt unſere leitenden Peſönlichkeiten auf das 
unangenehmſte. Der Gegenſtand, den man hier jetzt hauptſächlich 
im Auge hat, iſt die orſentaliſche Frage, und die freundſchaftliche 
Weiſe, in welcher die franzöſiſche Regierung der preußiſchen in der 
Angelegenheit der Welfen-Leglon entgegengekommen iſt, zeigt hin- 
reichend, welchen Werth man hier darauf legt, Preußen nicht auf 
Seiten Rußlands zu ſehen. Ste begreifen alſo, wie peinlich unſere 
Staatsmänner durch Vorfälle berührt werden, welche Preußen dem 
ruſſiſchen Bündniſſe wieder nähern müſſen, um ſo mehr, da die 
Nachrichten aus dem Orient heute wieder bedenklicher lauten. Unſere 
Regierung unterläßt es nicht, ſich auf alle Eventualitäten bereit zu 
halten. Nach Algerien iſt der Befehl abgegangen, ſolche Einrich- 
tungen zu treffen, daß alle irgend disponiblen Steitkräfte auf den 
erſten Befehl in den Häfen vereinigt werden können. 

Paris, 21. Februar. „Etendard“ theilt mit, dag die preu- 
ßiſche Regierung für die loyalen Maßregeln, welche die franzöoͤſtſchro 
Behörden in Betreff der hannoverſchen Legion ergriffen haben, der 
hleſigen Regierung ihren Dank habe ausſprechen laſſen. — Dem- 
ſelben Blatte zufolge iſt die Angabe des Brüſſeler „Nord“, daß die 
Angelegenheit der hannoverſchen Legion die guten Beziehungen 
zwiſchen Deſterreich und Frankreich alterirt habe, vollſtändig un⸗ 
begründet. } 

— Geſetzgebender Körper. Berathung des Preßgeſczeo. In 
der Diokuſſſon über das Amendement Janzé, betreffend die Zu- 
läſſigteit von eigenen Kammerberichten Seitens der Preſſe, führt 
Thiers aus, daß eine freie Diskuſſton der Vorgänge in der gejep- 
gebenden Verſammlung Intereſſe der Regierung ſel; auch habe der 
Geſetzgeber bei der Beſtimmung, durch welche nur die Veröffent- 
lichung offizteller Kammerberichte geſtattet werde, jedenfalls nur be⸗ 
abſichtigt, Ungenauigkeiten in den Berichten auszuſchließen, nicht 
aber die Beſprechung der Debatten überhaupt verbieten wollen. 
Um die Verlegenheiten, welche der gegenwärtige Zuſtand mit ſich 


bringe, zu beſeitigen, müſſe das Februar⸗Dekret jedenfalls abgeän- 
dert werden. Die Würde der gefepgebenden Verſammlung fordere, 
daß einer Situation, welche unerträglich erſcheine, ein Ende ge⸗ 
macht werde. & 

Florenz, 21. Februar. Die Schlußabſtimmung über das 
Budget pro 1868 wird, da die Deputirtenfammer anläßlich der 


Karnevalzeit eine zehntägige Vertagung hat eintecten laſſen, erſt im 
nächſten Monat erfolgen. 


— Rattazzi hat auf tlegrapbiſche Anfrage des Vicomte 

Kerveguen die Angabe, d a nationale“ gewiſſe 
ſtellt 

erklärt. v 


Summen zur Verfügung 

London, 20. Februar. Lord Derbye Befinden. hat ſich 
weſentlich gebeſſert. — Der Hon. Frederic Stanley, jüngerer Sohn 
des Lord Derby und Parlaments-Mitglied für Preſton, hat ſich, 
während jeines Aufenthaltes in Knowsley beim Beſchneiden eines 
Baumes, die Hand dermaßen verletzt, daß der Gebrauch derſelben 
mindeſtens für einige Wochen unmöglich iſt. — Admiral Jones, 
Parlaments-Mitglied für Deriy, iſt geſtorben. — Der Königliche 
Lelbarzt Dr. Jenner ſoll dem Vernehmen nach zur Baronetwürde 
erhoben werden. — Die „Glasgow Free Preß“, ein katholiſchts 
Blatt, das ſich wegen ſeiner Hinneigung zum Fenierthum kürzlich 
einen Tadel von Rom aus zugezogen hat, wird zu erſcheinen auf- 
hören, oder doch den Namen ändern. Der neue Titel wird „Ixiſh 
Patriot” fein. 

— Der Schaden des Brandes im Charing Croß-Bahnhofe 
wird auf ungefähr 6000 Ltr. veranſchlagt. Veranlaſſung war 
eine überheizte Röhre im hölzernen Anbau, in welchem das Reije- 
gepäck der vom Kontinente gekommenen Reiſenden unterſucht wird. 
Da dieſes Gebäude auf der fächerförmigen Erweiterung der Brücke 
ſteht, war man einige Zeit lang für dieſe ſelbſt in Beſorgniß. 
Sie blieb jedoch unverſehrt. Auch der eigentliche Bahnhof iſt bis 
auf dle Zertzümmerung vieler Glasſcheiben des Daches, die durch 
die Hitze ſchmolzen, nicht weſentlich beſchädigt worden, und die 
Trümmer waren ſchon geſtern Abend in ſowelt weggeräumt, daß 
der nach dem Kontinente abgehende Zug wie gewöhnlich auslau- 
fen konnte. Selt heute Morgen iſt auch der Verkehr nach allen 
andern Punkten wieder hergeſtellt. Beim Löſchen des Brandes war 
der Prinz von Wales einer der thätigſten. Er handhabte den Er- 
tinkteur, einen Löſchapparat, der dem Feuer durch Kohlenſäure ſtatt 
durch Waſſer beizukommen ſucht. 

London, 21. Februar. Die „Times“ ſagen heute in einem 
Artikel, daß mindeſtens 50,000 Quarter Weizen von Falmouth 
und Queenſtown nach franzöſiſchen und anderen nahe gelegenen 
Häfen verladen werden find. Es find jetzt noch ungefähr 20,000 
bis 30,000 Quarter von Kalifornien unterwegs, welche auch für 
dieſelben Beſtimmungsorte angekauft worden ſind. 

Warſchau, 17. Februar. Der heutige amtliche „Dzien⸗ 
nik“ enthält eine neue Kreiseintheilung des „Königreichs Polen“. 
Dieſe Bezeichnung iſt alſo noch nicht aus der amtlichen Sprache 
verſchwunden. 

Athen, 15. Februar. Am 4. Februar hat nach bier ein- 
gelaufenen Berichten bei Kiſſamos in Kandia ein bedeutendes Ge- 
fecht zwiſchen den Inſurgenten und den Türken ſtattgefunden. Die 
Inſurgenten überfielen während der Nacht die Türken, tödteten und 
verwundeten viele derſelben und bemächtigten ſich ihrer Waffen und 
Munitionsgegenſtände. Tags darauf kamen noch 3000 Türken auf 
das Schlachtfeld, welche der geſchlagenen Armee zu Hülfe geeilt 
waren, aber auch dieſe wurden beſiegt und zum Rückzuge genöthigt. 
Die in Kandia einheimiſchen Türken verlangen dringend, die Injel 
zu verlaſſen, da fle ſehr durch die Inſurgenten leiden. Aall Paſcha 
if aber gegen ihren Abzug. — Die griechiſchen Dampfer „Union“ 
und „Crete“ machen Fahrten zwiſchen Syra und Kandia, um 
gleich den ruſſiſchen Schiffen die Flüchtlinge von Kandia fort- 
zuführen. 

Alexandria, 13. Februar. Am 3. F bruar find 6 Kom- 
pagnieen vom 4. britiſchen und vom 3. Bombay-Jufanterie-RMegt- 
ment von Annteley nach Senafeh vorgerückt, auch das 45. Re- 
giment iſt daſelbſt angelangt. — Lieutenant Edwards vom 33. 
Regiment iſt nahe bei Senafeh von wild gewordenen Elephanten 
getödtet. 

Alexandria, 15. Februar. Das Trausportdampfſchiff „Ero- 
codil“ iſt mit einer Abtheilung des 94. Regiments Mittwoch von 
bier abgeſegelt und der Dampfer „Serapis" geſtern in Aden ange- 
kommen. Das 4. Kavallerie - Regiment hat Ordre erhalten, ſich 
nicht cher auszuſchlffen, als bis es von Annesley aus verlangt 
wird. — Die bengaliſche Kavallerie it in Folge der Schwierig- 
feiten in der Beſchaffung der Jourage erſt am 10. d. gelandet. — 
Der Dampfer „Euphrat“ iſt mit dem 42. Hochländer-Regiment heute 
in Sutz und Aden angelangt, — Tranoportſchtffe mit Vorräthen 
gehen täglich vorüber. — Das ſtürmiſche Wetter, welches auf dem 
Rothen Meere berrſcht, zwingt die Transportſchiffe, welche feine 
Ladung haben, nach der Anneslei-Bay zurückzukehren; es if daher 
großer Begehr nach Ballaſt. — Eine große Anzahl von Kameclen 
wartet in Berbera auf Weiterbeförderung. 


abe, für völlig unbegründet 


Pommern, 

Stettin, 22. Februar. Von den in der vorletzten Nacht 
durch Kohlendampf verunglückten Milltärperſonen iſt im Laufe des 
geſtrigen Tages noch ein Gemeiner geſtorben, ein anderer liegt 
noch ſchwer erkrankt daruleder. — Der Unglücksfall hat übrigens, 
wie wir hören, Veranlaſſung gegeben, auch in den übrigen Ka- 
ſernen ſofort eine umfaſſende Reviſton des Zuſtandes der Oefen 
vornehmen zu laſſen. 

— Geſtern Abend zwiſchen 10 und 11 Uhr wurde ein Offi⸗ 
ler von einer Droſchke, welche mit einer anderen die Schulzen⸗ 
ſtraße herab in die Wette fuhr, umgeriſſen und an einem Ober- 
ſchenkel verle t, ſo daß er außer Stande war, ſich zu Fuß nach 
ſeiner Wohnung zu begeben. 

— Heute Morgen gegen 7 Uhr wu de in den Anlagen vor 
dem neuen Thore ein Artllleriſt erhängt gefunden. Derſelbe hatte 
ſich, wie wir hören, einige Tage vorher von der Stallwache ent- 
fernt, fi bis geſtern Abend in einer Tabagle außerhalb der Stadt 
aufgehalten und, wie man glaubt, aus Furcht vor der Strafe das 
Leben genommen. 

— In ſämmtlichen Suppenanſtalten find geſtern 3495 Quart 
Suppe ausgegeben worden. 

— Vor einigen Tagen hat ſich ein Baumelſter der Berlin- 


1 


Stettiner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft unch Danzig begeben, um ein Bau- 
bu eau für die Strecke Danzig-Neuſtadt zu begründen, ſobald eine 
Einigung der dortigen Komm ine mit der Eiſenbahnverwaltung 
ſtattgefunden hat. 

— Der Depeſchenverkehr auf der hleſtgen Telegraphenſtatton 
geſtaltete ſich im Jahre 1867 wie folgt: Aufgegeben wurden 
83,046 Depeſchen (gegen 68,059 in 1866), darunter 388 De- 
peſchen-Anweiſungen im Geſammtbetrage von 12,549 Thaler 9 
Sgr. 10 Pf. Angekommen find 84,525 Depeſchen (gegen 
71,300 in 1866). 

— Aus dem auf dem Scalla'ſchen Grundſtück Wallſtraße Nr. 
36 befindlichen großen Eiſenlager der hieſigen Handlung Scheele 
u. Co. ſind in der vorletzten Nacht, nachdem die Diebe das an 
der Thüre einer Remiſe befindliche Vorhängeſchloß gewaltſam zer⸗ 
trümmert, mehrere Stücke Roheiſen geſtohlen. 

— Geftohlen wurden ferner: dem Eigenthümer und Gerichts- 
mann Grap zu Hohenzahden in vorletzter Nacht aus einem Stalle 
6 Schaafe, dem Hotelbeſitzer R., Bohlwerk Nr. 37, vom unver- 
ſchloſſenen Boden aus einem verſchloſſenen Lederkoffer verſchledene 
Frauenklelder und Wäſcheſtücke, aus der Wohnung des Schneider 
me ſters H., Roßmarkt Nr. 10 mehrere Kleider, Zeuge und ſonſtige 
Kleinigkeiten. 

— Vor zwei Tagen nahmen zwei dieuſtloſe junge Mädchen 
bei einer in der großen Wollweberſtraße Nr. 2 wohnenden Frau 
eines Dienſtmannes Wohnung. Dieſelbe entfernte ſich zu öfteren 
Malen aus ihrer Behauſung und wurden ihr bei diefer Gelegen- 
heit, obgleich fie die beiden Mädchen in der Befürchtung beſtoblen 
zu werden, in der Stube einſchloß, ein goldener Knopf, ein Ring 
und ein leinenes Hemde entwendet. Geſtern Abend bemerkte ſie 
den Diebſtahl, worauf ſie ſelbſt das eine ihr verdächtige ſehr 
kräftige Mädchen in nicht zarter Weiſe unter großer Heiterkeit des 
ih ſchnell ſammelnden Publikums zur Polizei abführte. 

— Von geſtern bis beute find wegen verſchiedener Polizei- 
vergehen 10 Perſonen verhaftet. 


Vermiſchtes. 

(Ein Konflikt.) Aus Hattingen vom 23. Januar läßt 
ſich die „Elberfelder Ztg.“ einen ſonderbaren Konflikt zwiſchen dem 
Staatsanwalt und der Polizeibehörde berichten: „Vor zwei Mo- 
naten ſtarb hler ein Menſch in Folge fremder Mißhandlung, und 
wurde der Verdacht erſt rege, als die Leiche ſchon auf dem Kirch- 
bofe beigeſetzt war. Der Staatsanwalt von Bochum ordnete des- 
Halb die Ausgrabung und Obduktion der Leiche an und fand ſich 
mit dem Unterſuchungsrichter und dem Kreisphyſikus a f dem Kirch- 
Hofe ein. Aber wo die Obduktion der Leiche vornehmen? Der 
hieſtge Gerichtsdirigent erklärte, keinen Raum im Gerichtsgebäude 
zur Verfügung ſtellen zu können; der Stellvertreter des abweien- 
den Bürgermeiſters erklärte ebenfalls, keln Lokal zu beſitzen, als 
ein Gefängnißlokal und die ſogenannte Wachtſtube auf dem Rath⸗ 
hauſe, worauf der Arzt ſich indeſſen nicht einlaſſen wollte, der 
einen hellen geheizten Raum von angemeſſener Größe verlangte, 
Ein Privatlokal konnte auch für theures Geld nicht beſchafft wer⸗ 
den. Was nun thun? Die Verlegenheit der Behörden war untec⸗ 
deß ruchbar geworden und der Kirchhof batte ſich mit Menſchen 


angefüllt, um die Entwickelung der Sache ſich nicht entgehen zu 


laſſen. Da erfolgt ein kühner Griff Seitens des Staatsanwalt” 


Unter Vorantritt des Gensdarmen wird die Leiche in die augenblick 
lich nicht benützte Stadtſchule gebracht und dort obduzirt. Es erſchten 
zwar der Schullufpektor als Präſes im interno, um zu proteſtiren. 
Dieſem wurde aber hierzu feine Kompetenz eingerä mt, weil es ſich bier 
um externa handle. Der Drobung mit einer Beſſtzſtörungsklage 
wurde entgegnet. daß eine Behörde von folder nicht betroffen 
werden könne, auch der Beſitz nicht geſtört werden ſolle. Es liege 
ein Nothſtand vor und werde aus dieſem das Recht entnommen, 
fo wie geſchehen, zu handeln. Wir find beglerig zu erfahren, wie 
die Angelegenheit weiter verläuft, da der Bürgermelſter ſich beim 
Miniſter des Innern über die vermeintlichen Eingriffe der Staats- 
anwaltſchaft beſchwert hat.“ 


Börſen⸗Berichte. 
Stettin, 22. Februar. Witterung: ſchön. Temperatur + 6 N. 
Wind: SW. 
An der Börie, 


Weizen höher, per 2125 Pfd. loco gelber inländiſcher 102—107 Ag, 
bunter 100104 , weißer 106 107 Ag, ungariſcher 94 —100 , 
83—85pfd. pr. Februar 104½ % nom., Frühjahr 105, 105 ½ 3% bez., 
1043, Br., 1, Gd. 

Noggeu wenig verändert, pr. 2000 Pfd. loco 79½, 82 7% bez., 
Februar 30%, . nom., pr. Frühjahr 8% & bez u. Br., Mai-Juni 
30%, N bez. u. Gd., Juni⸗Juli 77 Br. 

Gerſte behauptet, pr. 1750 Pfd. loco 53—56Y, M, pr Frühjahr 
69 —70pfd. ſchleſ. 57 . bez. 

Hafer feft, per 1300 Pfd. loco 41—42 , 47 50 pfd. Frühjahr 
42 % bez. u. Gd., Mai-Juni 42½ 9% bez. 

Erbſen wenig verändert, per 2250 Pfd. loco 70 72%, , Frühj. 
Futter- 72 , Gd. 

Rappkuchen loco 21, 

Rubel unverändert, loco 10%, % Br., Februar März 1014, 
. & bez., April-Mai 10%, % ©, % Br., September⸗Oktober 
10%, bez. 0 

Petroleum Februar 6½ 

Spiritus loco 201, 3% bez., Frübiahr 20½ % bez., Mai-Zunt 
20%, & bez., Juni⸗Juli 21 % Br., Juli⸗Auguſt 21 ½ Ag Br., Aug. 
September 214, 4 Br. 

N“ ER iEnn ga - rolf: Weizen 104, Roggen 80%,, Rüböl 1014, 
diritus 20, - 


Landmarkt. 

Weizen 98 —104 %, Roggen 74—80 , Gerſte 50-57 , 
Erbſen 70—74 & per 25 Scheffel, Hafer 38—41 % pr. 26 Scheffel, 
Stroh pr. Schock 6½ 7 , deu pr. tr. 12½ 171. Hr 

Hamburg, 21. Februar. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
ſehr feſt, für Weizen auf Termine ſtarke Kaufluſt. Roggen ſehr feſt. Weizen 
pr. Februar 5400 Pfd. netto 182 Bankothaler Br., 181 Go., per Februar⸗ 
März 181 Br., 180 Gd., per Frühjahr 181 Br., 180 Gd. Roggen per 
Februar 5000 Pfd. Brutto 143 Br., 142 Gd., per Februar⸗März 141 Br., 
140 Go, pr. Frühjahr 139 Br. u. Gd. Hafer ſehr feſt. Rüböl weichend, 
loco 23¼, per Mai 23%, per Oktober 24. Spiritus ohne Kaufluſt. Kaffee 
ruhig. Zink unverändert. Petroleum lebhaft ſteigend. “ 

Amſterdam, 21. Februar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
ſtille. Roggen loco unverändert, per März 311, pr. Mai 317, pr. Juni 
= Raps pr. April 70, pr. Oktober 71. Rüböl pr. Mai 36, per Nov. 

ezbr. 37 ½. 5 / 

London, 21. Februar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Total-Zur 
fuhren ſeit letztem Montag: Weizen 14,220, Gerſte 4850, Hafer 1290 Qnar⸗ 
ters. Mehl 5270 Sack, 1120 Faß. Davon fremde Zufuhren: Weizen 
13,230, Gerſte 4430, Hafer 740 Quarters. Mehl 3700 Sack, 1200 Faß. 

Beſchränkter Marktbeſuch. Weizen engliſcher zu äußerften letzten Preiſen 
gefragt, für fremden beſchränkte Nachfrage zu letzten Preiſen. Frühjahrs⸗ 
getreide feſt. — Schönes Wetter. 


